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Interfraktionelles Postulat GB/JA!, SP/JUSO (Christine Michel, GB / Gio-
vanna Battagliero, SP/Rahel Ruch, JA!): Erfassung, demokratische Kon-
trolle und Umsetzung des beschlossenen Verzichts von Wegweisungen in 
der Stadt Bern tun Not! 

 

 

Am 18.1.2007 erklärte der Stadtrat eine Motion von Daniele Jenni (GPB), Catherine Weber 

(GB) und Anne Wegmüller (JA!) erheblich, die die Einleitung des Verzichts auf Anwendung 

des Instrumentes der Wegweisungen fordert. Innerhalb 6 Monate nach Annahme der Motion 

soll der Erlass von Wegweisungsverfügungen gänzlich eingestellt werden. Es ist also erklärter 

politischer Wille, dass in der Gemeinde Bern die Anzahl der Wegweisungen sukzessive ge-

senkt und – wenn nötig – durch andere nicht polizeiliche Interventionen ersetzt werden. Im 

Jahr 2007 wurden jedoch 487 Wegweisungsverfügungen ausgestellt (2006: 302). Im Jahr 

2008 soll es sich um ähnliche Zahlen handeln. Im Bericht des Gemeinderates wird nun dem 

Stadtrat beantragt, die als erheblich erklärte Motion abzuschreiben, da auf Grund der Kanto-

nalisierung der Polizei die Anwendung des Wegweisungsartikels ins operative Geschäft der 

Kantonspolizei falle. Zudem sei die Kantonspolizei verpflichtet, den entsprechenden Geset-

zesartikel (Art. 29 des kantonalen Polizeigesetzes) umzusetzen. 

Die Postulantinnen möchten in diesem Zusammenhang folgendes festhalten: Erstens handelt 

es sich beim Wegweisungsartikel im kantonalen Polizeigesetz (Art. 29) um eine „kann“-

Formulierung: die Kantonspolizei kann Wegweisungen verfügen, sie muss nicht. Zweitens 

halten wir die Umsetzung eines Artikels, der weitgehende Eingriffe in die Freiheitsrechte der 

Betroffenen bedeutet, keinesfalls für eine operative Frage, sondern für eine strategische Fra-

ge, bei der der Gemeinderat seinen Einfluss geltend machen muss, um den politischen Willen 

seiner Legislative umzusetzen. Drittens stellt sich die Frage, über welche Informationen be-

züglich Wegweisungen wir inskünftig noch verfügen werden. Wegweisungen wurden bisher im 

Jahresbericht der Stadt Bern ausgewiesen. Um eine demokratische Kontrolle der Umsetzung 

des Wegweisungsartikels zu gewährleisten, müssen die entsprechenden Informationen für die 

Stadt Bern weiterhin verfügbar und mit den früheren Daten vergleichbar sein. 

 

Wir bitten deshalb den Gemeinderat folgende Punkte zu prüfen und in einem Bericht darzule-

gen: 

 

1. Welche Massnahmen hat der Gemeinderat zur Umsetzung der Motion GPB, GB und JA! 

getroffen, die am 18.1.2007 erheblich erklärt wurde und einen Verzicht auf Wegweisungen 

verlangte? 

2. Welche Massnahmen trifft der Gemeinderat, um strategisch auf die Kantonspolizei so Ein-

fluss zu nehmen, dass auf Anwendung des Artikels 29 so weit möglich verzichtet wird und 

grundsätzlich andere Interventionsmöglichkeiten gesucht werden? 

3. Wie stellt der Gemeinderat sicher, dass die statistischen Informationen der polizeilichen 

Umsetzung der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Wegwei-

sungsartikels, für die Stadt Bern so aufbereitet werden und dem Stadtrat eigens zur 

Kenntnis gebracht werden, dass sie mit den früher erhobenen Daten vergleichbar sind 

und eine demokratische Kontrolle der Polizeiarbeit erlauben? 

4. Zudem soll der Gemeinderat darauf hinwirken, dass die konkrete statistische Erfassung 

der Anzahl Wegweisungsverfügungen ab 2010 als Kennzahl in den Ressourcenvertrag 

zwischen Stadt Bern und Kantonspolizei aufgenommen wird. 
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Bern, 2. April 2009 

 

Interfraktionelles Postulat GB/JA!, SP/JUSO (Christine Michel, GB/Giovanna Battagliero, 

SP/Rahel Ruch, JA!) Stéphanie Penher, Hasim Sancar, Emine Sariaslan, Stefan Jordi, Patri-

zia Mordini, Beat Zobrist, Hasim Sönmez, Ruedi Keller, Rolf Schuler, Aline Trede, Natalie 

Imboden, Andreas Flückiger, Leyla Gül, Miriam Schwarz, Corinne Mathieu, Ursula Marti, Rithy 

Chheng, Gisela Vollmer, Nicola von Greyerz, Beni Hirt, Thomas Göttin, Michael Aebersold, 

Urs Frieden, Luzius Theiler, Regula Fischer, Rolf Zbinden 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Der Stadtrat hat am 30. April 2009 der Abschreibung der von den Postulantinnen und Postu-

lanten genannten, erheblich erklärten Motion Jenni/Weber/Wegmüller zugestimmt. 

 

Zu Frage 1: 

Der Gemeinderat hat bereits in seinem Bericht zur genannten Motion festgehalten, dass die 

Kantonspolizei Bern verpflichtet ist, den von den Stimmberechtigten des Kantons Bern ange-

nommenen Artikel 29 Buchstabe b des Polizeigesetzes vom 8. Juni 1997 (PolG; BSG 551.1) 

in der Praxis umzusetzen. Seit dem 1. Januar 2008 legt die Kantonspolizei gemäss Artikel 

12d PolG zudem die operativen und taktischen Belange, insbesondere die Einsatzstärke so-

wie die einzusetzenden Mittel fest. Im Rahmen der strategischen Belange kann somit die 

Stadt Bern nicht über das wie, d.h. die Anwendung von polizeilichen Massnahmen, entschei-

den.  

 

Zu Frage 2: 

Die Kantonspolizei erfüllt ihren Sicherheitsauftrag gestützt auf die bestehenden gesetzlichen 

Grundlagen. Sie wendet dabei den Wegweisungsartikel nur als ultimo ratio an; diese Mass-

nahme bildet aber ein wichtiges Mittel für die tägliche Polizeiarbeit. Im Rahmen der strategi-

schen Belange kann die Stadt Bern wie erwähnt nicht über die Anwendung von polizeilichen 

Massnahmen entscheiden, auch wenn es sich beim Wegweisungsartikel um eine „kann-For-

mulierung“ handelt. Der Gemeinderat ordnet jedoch weiterhin zusätzliche, nicht-polizeiliche 

Massnahmen wie der Einsatz von Pinto oder die Patrouillentätigkeit der Securitas an, welche 

einen wichtigen Beitrag zur Verhinderung von Szenenbildungen im öffentlichen Raum leisten 

und damit die Anzahl der Wegweisungen reduzieren. 

 

Zu Frage 3: 

Die Anzahl Fernhaltungen (Wegweisungen) wird im Band 3 des Jahresberichts ausgewiesen. 

Im Jahr 2008 verzeichnete die Kantonspolizei 379 Wegweisungen. 

 

Zu Frage 4: 

Da die Anzahl Fernhaltungen wie in der Antwort zu Frage 3 erwähnt im statistischen Teil aus-

gewiesen wird, erübrigt sich die Aufnahme als Kennzahl. Eine solche Kennzahl hat im Übri-

gen keinen direkten Einfluss auf die Tätigkeit der Kantonspolizei Bern, da sich das poli-

zeiliche Handeln ausschliesslich auf die Sicherheitslage und den gesetzlichen Auftrag ab-

stützt. 

 

 

Folgen für das Personal und die Finanzen: 

Keine. 
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Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat abzulehnen. 

 

 

Bern, 16. September 2009 

 

 

Der Gemeinderat 
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